
Artikel 48h BVV 2		

Artikel 48j BVV 2

Artikel 48k  Abs. 1 BVV 2

Artikel 48l BVV 2

Vermeidung von Interessenkonflikten 
(Art. 51b Abs. 2 BVG)

1 	 Mit der Geschäftsführung oder Vermögensverwaltung betraute externe Personen oder 
wirtschaftlich Berechtigte von mit diesen Aufgaben betrauten Unternehmen dürfen nicht im 
obersten Organ der Einrichtung vertreten sein.

 
2 	 Vermögensverwaltungs-, Versicherungs- und Verwaltungsverträge, welche die Einrichtung 

zur Durchführung der beruflichen Vorsorge abschliesst, müssen spätestens fünf Jahre nach 
Abschluss ohne Nachteile für die Einrichtung aufgelöst werden können.

Eigengeschäfte
(Art. 53a Bst. a BVG)

Personen und Institutionen, die mit der Vermögensverwaltung betraut sind, müssen im Inter-
esse der Einrichtung handeln. Sie dürfen insbesondere nicht: 

a	 die Kenntnis von Aufträgen der Einrichtung zur vorgängigen, parallelen oder unmittelbar 
danach anschliessenden Durchführung von gleichlaufenden Eigengeschäften (Front/ 
Parallel/After Running) ausnützen; 

b	 in einem Titel oder in einer Anlage handeln, solange die Einrichtung mit diesem Titel oder 
dieser Anlage handelt und sofern der Einrichtung daraus ein Nachteil entstehen kann; dem 
Handel gleichgestellt ist die Teilnahme an solchen Geschäften in anderer Form; 

c	 Depots der Einrichtung ohne einen in deren Interesse liegenden wirtschaftlichen Grund 
umschichten.

Abgabe von Vermögensvorteilen
(Art. 53a Bst. b BVG)

1 	 Personen und Institutionen, die mit der Geschäftsführung, Verwaltung oder Vermögens-
verwaltung einer Vorsorgeeinrichtung betraut sind, müssen die Art und Weise der Ent-
schädigung und deren Höhe eindeutig bestimmbar in einer schriftlichen Vereinbarung 
festhalten. Sie müssen der Einrichtung zwingend sämtliche Vermögensvorteile abliefern, die 
sie darüber hinaus im Zusammenhang mit der Ausübung ihrer Tätigkeit für die Einrichtung 
erhalten. 

Offenlegung
(Art. 51b Abs. 2, 52c Abs. 1 Bst. b und 53a Bst. b BVG)

1 	 Personen und Institutionen, die mit der Geschäftsführung oder Vermögensverwaltung 
betraut sind, müssen ihre Interessenverbindungen jährlich gegenüber dem obersten Organ 
offenlegen. Dazu gehören insbesondere auch wirtschaftliche Berechtigungen an Unterneh-
men, die in einer Geschäftsbeziehung zur Einrichtung stehen. Beim obersten Organ erfolgt 
diese Offenlegung gegenüber der Revisionsstelle. 

2 	 Personen und Institutionen, die mit der Geschäftsführung, Verwaltung oder Vermögensver-
waltung der Einrichtung betraut sind, müssen dem obersten Organ jährlich eine schriftliche 
Erklärung darüber abgeben, dass sie sämtliche Vermögensvorteile nach Artikel 48k abgelie-
fert haben.

Merkblatt
Integrität und Loyalität in der Vermögensverwaltung
Für Personen und Institutionen, die mit der Vermögensverwaltung betraut sind, gelten bezüglich Integrität und Loyalität 
die Artikel 48f - 48l der Verordnung über die berufliche Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenvorsorge (BVV 2).

Insbesondere sind folgende Bestimmungen zu beachten:
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